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Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/4587, 1 3/471 8, 1 3/5606 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch" wird 
wie folgt geändert: 

1. Die bisherige Änderung wird Nummer 2. 

2. Als Nummer 1 wird vorangestellt: 

, 1 • § 256 a wird wie folgt verändert: 

In Abs. 3 werden nach Satz 2 folgende Sätze eingefügt: 

„Für Versicherte, die Ansprüche aus der „Verordnung über 
die Pflichten und Rechte der Eisenbahner in der Deutschen 
Demokratischen Republik" vom 18. Oktober 1956 bzw. aus 
der „Anordnung über die Alters-, Invaliden-, Unfall- und 
Hinterbliebenenversorgung für Mitarbeiter der Deutschen 
Post - Versorgungsordnung der Deutschen Post" vom 8. 
November 1960 hatten, gelten Verdienste bis 1 200 Mark 
als in der freiwilligen Zusatzversicherung (FZR- Verord- 
nung vom 10. Februar 1971) versichert. Gleiches gilt für 
Versicherte, die wegen in einem Sonderversorgungssystem 
erworbener Anwartschaften neben Pflichtbeiträgen zur So- 
zialversicherung bis zum Ablauf des 31. Dezember 1977 
Beiträge zur FZR nicht gezahlt haben. " ' 

Bonn, den 26. September 1996 ‘ 


Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Die Beschäftigten der Deutschen Reichsbahn und der Deutschen 
Post hatten nach der „Verordnung über die Rechte und Pflichten 
der Eisenbahner ..." vom 18. Oktober 1956 bzw. nach der „Ver- 
sorgungsordnung der Deutschen Post" vom 8. November 1960 An- 
spruch auf eine zusätzliche Altersversorgung ohne besondere Bei- 
tragsleistung über die 600 Mark sozialversicherungspfhchtiges 
Einkommen hinaus. Die Höhe dieser Alterversorgungen entsprach 
vergleichbaren Leistungen aus der Freiwilligen Zusatzrentenver- 
sicherung (FZR vom 10. Februar 1971), für die bis 1200 Mark 
Beiträge gezahlt wurden. Erst ab 1. Januar 1974 wurden für die 
Angehörigen der Deutschen Reichsbahn bzw. der Deutschen Post 
Regelungen getroffen, die einen gleichzeitigen Eintritt in die FZR 
und Beiträge für Einkommen über 600 Mark hinaus sinnvoll mach- 
ten. Damit ist es gerechtfertigt, für alle Eisenbahnerinnen und Ei- 
senbahner und alle Postlerinnen und Postler bei entsprechendem 
Gehalt eine Beitragszahlung bis 1 200 Mark auch ohne Beitritt zur 
FZR der Rentenberechnung zugrunde zu legen. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, daß für die entsprechenden Ansprüche Beitrags- 
zahlungen von den Unternehmen Deutsche Reichsbahn und Deut- 
sche Post geleistet wurden. 

Wie bei der Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post gab es 
auch bei den Anspruchsberechtigungen auf Alters- und Invah- 
denrenten aus Sonderversorgungssystemen eine Übergangszeit. 
Erst zum 1. Januar 1978 wurde geregelt, daß diese Personen der 
FZR nicht beitreten konnten und folglich zur Beitragszahlung nicht 
verpflichtet waren. Wegen des gesicherten Anspruchs haben die- 
se Personen in der Regel auch vorher (1. März 1971 bis 31. De- 
zember 1977) neben den Beiträgen zur Sozialversicherung keine 
Beiträge zur FZR gezahlt. 

Die Regelungen, wonach Beschäftigte der Deutschen Reichsbahn 
und der Deutschen Post mit einem besonderen Steigerungssatz von 
1,5 einen zusätzlichen Versorgungsanspruch hatten, sollten wei- 
tergeführt werden, indem von den Rechtsnachfolgern eine zu- 
sätzliche Versorgung - in Anlehnung an die Ansprüche der Be- 
schäftigten der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost - getroffen wird. Das obliegt gesonderter Gesetzge- 
bung. Ähnlicher Regelungsbedarf besteht für alle in Artikel 2 § 35 
RÜG aufgeführten Beschäftigungsgruppen, z.B. die des Gesund- 
heits- und Sozialwesens der DDR. 
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